
Zusammenstellung der Anregungen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB im 
August/September 2009  

 
Anregung/ Frage Stellungnahme der Verwaltung Berücksichtigung 

Amt für Umweltschutz 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zielsetzung des Bebauungsplanes hat sich ge-
genüber dem Aufstellungsbeschluss geändert. Der 
Bebauungsplan soll nunmehr lediglich die Art der 
baulichen Nutzung hinsichtlich Einzelhandel ändern 
und trifft im Wesentlichen einschränkende Festset-
zungen. Die Anregungen sind mit Blick auf die geän-
derte Planung nicht mehr relevant. 
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Anlage 5 
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Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 
 
Kenntnisnahme. Die verunreinigungsverdächtigen 
Flächen wurden (aktualisiert) in den Umweltbericht 
aufgenommen. 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 
 
Die Stellungnahme des Amts für Umweltschutz zum 
Bodenschutz bezieht sich auf die Ziele des Aufstel-
lungsbeschlusses. Da der Bebauungsplan nunmehr 
lediglich die Art der baulichen Nutzung hinsichtlich 
Einzelhandel ändern wird, sind die hier getroffene Be-
wertung und die beabsichtigte BOKS-Anwendung im 
weiteren Verfahren obsolet geworden.  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
- 
 

 
- 
 
 
- 
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Anmerkung: Von einem Abdruck der Anlagen (Pflanzlisten, Merkblatt zur 
Nistquartieren an Gebäuden, Broschüre zum vogelfreundlichen Bauen mit 
Licht und Glas) wird auf Grund mangelnder Relevanz für die geänderte Pla-
nung abgesehen.  

 
 
 
Die Stellungnahme des Amts für Umweltschutz zum 
Immissionsschutz bezieht sich noch auf die Ziele des 
Aufstellungsbeschlusses. Da der Bebauungsplan 
nunmehr lediglich die Art der baulichen Nutzung hin-
sichtlich Einzelhandel ändern wird, sind die hier ge-
troffene Bewertung und die Empfehlung obsolet ge-
worden.  
 
Es ist nicht beabsichtigt, einen städtebaulichen Ver-
trag zu schließen. Da der Bebauungsplan nunmehr 
lediglich die Art der baulichen Nutzung hinsichtlich 
Einzelhandel ändern wird, sind die hier vorgeschlage-
nen Maßnahmen auch inhaltlich obsolet geworden.   
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 

 
 
 
- 
 
 
 
 
 
- 
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Bodenseewasserversorgung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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DB Netze 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Der Bebauungsplan soll nunmehr lediglich die Art der 
baulichen Nutzung hinsichtlich Einzelhandel ändern 
und im Wesentlichen einschränkende Festsetzungen 
treffen. Daher ist davon auszugehen, dass die Plan-
feststellung bzw. die Veränderungssperre nicht be-
rührt wird. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
- 
 

 

- 
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Gasversorgung Süddeutschland GmbH 

 
Anmerkung: Von einem Abdruck der Anlagen (Bestandspläne) wird mangels 
Relevanz für die geänderte Planung abgesehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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EnBW Regional AG 

 
Anmerkung: Von einem Abdruck der Anlagen (Bestandspläne Leitungen etc.) 
wird mangels Relevanz für die geänderte Planung abgesehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
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Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 
 
 
 
 
Der zwischenzeitlich (2012) in Kraft getretene Bebau-
ungsplan „Europaplatz/Stadtteilzentrum Fasanenhof, 
2012/2“ ermöglicht im dortigen sonstigen Sonderge-
biet die Errichtung von Verbrauchermärkten. Diese 
sind dort auch bereits angesiedelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

- 
 
 
 
 
 

ja 
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Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart (Fortsetzung)
  

 

 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich 
 

 
 
- 
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Innenministerium Baden-Württemberg, obere Luftfahrtbehörde 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Das Schreiben des Innenministeriums wird zur Kennt-
nis genommen. Der Bebauungsplan soll nunmehr le-
diglich die Art der baulichen Nutzung hinsichtlich Ein-
zelhandel ändern und im Wesentlichen einschrän-
kende Festsetzungen treffen. Daher ist davon auszu-
gehen, dass luftverkehrsrechtliche bzw. fluglärmrecht-
liche Belange nicht mehr berührt werden und die in 
dem Schreiben gemachten Ausführungen in Bezug 
auf die Planung sich erledigt haben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 



 
 
 

 
- 11 - 

Innenministerium Baden-Württemberg (Fortsetzung) 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben. 
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Innenministerium Baden-Württemberg (Fortsetzung) 

 
Anlage

 

 
 
 
 
Siehe oben. 
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Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan soll nunmehr lediglich die Art der 
baulichen Nutzung hinsichtlich Einzelhandel ändern 
und im Wesentlichen einschränkende Festsetzungen 
treffen. Daher ist davon auszugehen, dass die geo-
technischen Belange nicht mehr von der Planung be-
rührt werden. 
Ansonsten wird das Schreiben zur Kenntnis genom-
men. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (Fortsetzung) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben. 
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Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung Wirtschaft und Infrastruktur 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Südwestrundfunk 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan soll nunmehr lediglich die Art der 
baulichen Nutzung hinsichtlich Einzelhandel ändern 
und im Wesentlichen einschränkende Festsetzungen 
treffen. Daher ist davon auszugehen, dass die aufge-
führten Belange des SWR nicht mehr von der Pla-
nung berührt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Deutsche Telekom  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Verband Region Stuttgart 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
Der Bebauungsplan soll nunmehr lediglich die Art der 
baulichen Nutzung hinsichtlich Einzelhandel ändern. 
Eine Berücksichtigung der Verlängerung der U6 in 
das Gewerbegebiet Fasanenhof-Ost bzw. zum Flug-
hafen erübrigt sich daher.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
- 
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Zweckverband Landeswasserversorgung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Stellungnahme erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Einwände/Bedenken bzw. Anregungen vorgebracht: 
- Gesundheitsamt 
- Handwerkskammer Region Stuttgart  


